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dient. Nicht nur die höchst aktuellen Fragen, die zur Diskussion standen, sondern 
auch das breite Spektrum an dargebotenen Meinungen und die angenehme Form 
der Auseinandersetzung machten den VII. Kongreß des Historický klubs zu einem 
Ereignis. 
Berlin C h r i s t i a n e B r e n n e r 
J A H R E S T A G U N G D E R H I S T O R I S C H E N K O M M I S S I O N 
F Ü R D I E S U D E T E N L Ä N D E R 
Am 23. und 24. April 1992 veranstaltete die Historische Kommission der Sudeten­
länder ihre Jahrestagung in Bad Wiessee. Sie war dieses Mal dem Thema „Mähren" 
gewidmet. 
Vladimír Vavřínek (Prag) beschrieb „Neuere Aspekte der großmährischen 
Geschichte". Anhand der in den letzten Jahrzehnten gemachten reichen archäologi­
schen Funde aus dieser Epoche (Schmuck, Alltagsgegenstände) hatte man bislang 
zwar die wechselnde kulturelle Orientierung des großmährischen Staates untersucht, 
doch erst in allerjüngster Zeit damit begonnen, aus ihnen auch die staatliche und 
gesellschaftliche Organisation zu erschließen. Die Funde von mehr als 20 steinernen 
Kirchenfundamenten lassen erkennen, daß die Christianisierung schon vor der 
Ankunft Konstantins und Methods aus Thessaloniki eingesetzt hatte. Ihre Berufung 
dürfte aus kirchenpolitischen Gründen (Unabhängigkeit vom bayerischen Episkopat) 
erfolgt sein. Die Schaffung einer slawischen Literatur und Liturgie war die originäre 
Idee der beiden Missionare, denn die byzantinische Kirche hatte bis dahin als Mis­
sionssprache ausschließlich das Griechische benutzt und gestattete erst danach den 
Gebrauch der jeweiligen Muttersprache im slawischen Milieu. 
Franz Machilek (Bamberg) sprach über die „Sonderentwicklung Mährens im Mit­
telalter". Die komplizierte staatliche Entwicklung Mährens seit dem 12.Jahrhundert 
(„Landeszugehörigkeit" zu Böhmen einerseits, Landesteilung und damit Ausbildung 
mehrerer Zentren andererseits) hatte eine uneinheitliche Landesverwaltung zur Folge; 
erst im 14. Jahrhundert traten Zentralisierungsansätze auf. Wichtig für das Wachstum 
eines mährischen Eigenbewußtseins war das Aufsteigen eigener Landespatrone, ein 
„nationales" mährisches Selbstverständnis ist jedoch nur in geringem Umfang fest­
stellbar und dem böhmischen Selbstbewußtsein unterlegen. 
Anna-Maria Drábek (Wien) untersuchte den „Nations- und Vaterlandsbegriff in 
Mähren in der ,nachweißenbergischen Epoche' bis in die Anfänge der nationalen Wie­
dergeburt im Spiegel des gelehrten Schrifttums". An mehreren repräsentativ ausge­
wählten Autoren aus der Zeit vom frühen 17. Jahrhundert bis Anfang des 18. Jahrhun­
derts zeigte sie, daß diese mehrheitlich einen sprachlichen bzw. ethnischen Nationsbe­
griff anwenden, indem sie die Mähren als eigene Nation mit einem eigenen Vaterland 
sehen. Der sprachneutrale ständische Nationsbegriff hingegen spielt in diesem Quel­
lenmaterial keine Rolle mehr. 
Peter Burian (Köln) behandelte „Mähren in der Märzrevolution 1848/49". Für die 
in Mähren sich in relativer Ruhe vollziehenden politischen und gesellschaftlichen 
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Neuerungen war ein starker mährischer Landespatriotismus bestimmend. Das Ver-
hältnis zwischen Deutschen und Slawen war noch weithin spannungsfrei, weil in Mäh-
ren das Nationalbewußtsein noch nicht so ausgeprägt war wie in Böhmen. Die neue 
Landesverfassung garantierte jedem der beiden „Stämme des Landes" die Gleichbe-
rechtigung und die Unantastbarkeit seiner Nationalität. 
Das Thema wird fortgesetzt. Eine Veröffenlichung der Vorträge ist vorgesehen. 
Rosdorf H e i d r u n D o l e ž e l 
A U T O R I T Ä R E R E G I M E I N O S T M I T T E L E U R O P A 1 9 1 9 - 1 9 4 4 
In der Pfalz-Akademie in Lambrecht fand vom 16. bis 20. September 1993 ein inter-
nationales Symposion über „Autoritäre Regime in Ostmitteleuropa 1919-1944" statt, 
das vom Institut für Osteuropäische Geschichte in Mainz in Zusammenarbeit mit den 
Lehrstühlen für Osteuropäische Geschichte in Marburg und Kiel sowie dem Ost-
europa-Institut in Berlin organisiert und durch die Stiftung Volkswagenwerk ge-
fördert wurde. 
' Ziel des Symposions, dessen vergleichsweise kleiner Teilnehmerkreis überdurch-
schnittlich intensive Diskussionen ermöglichte, war eine erste Bestandsaufnahme der 
zu dem Thema bisher vorliegenden Forschungsergebnisse; unter „Ostmitteleuropa" 
wurde dabei ein weiter territorialer Bereich verstanden: Das Spektrum der Referenten 
reichte von Estland (Andres Kasekamp), Lettland (Aivars Stranga, Ilgvars Butulis), 
Litauen (Alfonsas Eidintas) und Finnland (Juha Siltala) über Polen (Jerzy Borejsza, 
Wtodimierz Borodziej), Österreich (Emmerich Talos), Ungarn (Tibor Hajdu) und 
die Tschechoslowakei (Eva Broklová) bis zu Bulgarien (Nicolai Poppretov), Rumä-
nien (Ioan Chiper), Griechenland (Kostas Loulos) und Jugoslawien (Laslo Sekelj). 
Hinzu kamen Referate von Teilnehmern aus der Bundesrepublik über Albanien 
(Michael Schmidt-Neke) und die Tschechoslowakei (Peter Heumos). Einführende 
Vorträge hielten Peter Steinbach (Berlin) und Hans-Ulrich Thamer (Münster), die 
beide grundsätzliche Überlegungen zum Strukturtyp einer demokratischen Gesell-
schaft anstellten und als Ausgangspunkt die Problematik der Weimarer Republik 
wählten. 
Es liegt auf der Hand, daß das weitgespannte territoriale Frageinteresse des Sympo-
sions, das Gesellschaften mit höchst unterschiedlichen sozialen, ökonomischen, poli-
tischen und kulturellen Strukturen und Entwicklungsniveaus unter übergeordneten 
Fragestellungen zusammenzufassen versuchte, auf Probleme systematischer Ver-
gleichbarkeit stoßen mußte und in der Tat stieß. Die Organisatoren hatten daher den 
Referenten einen Fragenkatalog in die Hand gegeben, der - nicht zu eng gefaßt - doch 
die Voraussetzung dafür schuf, daß die Referate auf Sachkomplexe zielten, die sich 
komparativ aufeinander beziehen ließen und so ein kohärentes Gesamtbild ergaben. 
Zu den Schwerpunkten der Diskussion gehörte zweifellos die immer wieder thema-
tisierte Frage danach, ob sich die Etablierung autoritärer Regime in Ostmitteleuropa 
in der Zwischenkriegszeit unter dem Aspekt einer von vornherein zeitlich begrenzten 
„Entwicklungsdikatur" begreifen läßt, die mit dem Abbau demokratischer Strukturen 
